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Stadt Ulm 
Beschlussvorlage 

 
 

 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde vom 07.11.2017 - 25.11.2017 
durchgeführt. Parallel dazu wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden, unterrichtet und zur Äußerung aufge-
fordert. 
 

Im Rahmen der frühzeitigen öffentlichen Auslegung wurden von Seiten der Öffentlichkeit folgende Äuße-
rungen vorgebracht: 
 
Folgende Stellungnahmen wurden vorgebracht: Stellungnahmen der Verwaltung: 

Einwender 1, Schreiben vom 15.11.2016 (Anlage 6.1) 
 
Die Einwender sehen sich durch die nachfolgend auf-
geführten Punkte in ihren Eigentums- und allen weite-
ren Rechten beeinträchtigt. Es wird bemängelt, dass 
höherrangiges Recht missachtet und vorherige Zusa-
gen besonders im Zusammenhang mit der kleinteiligen 
Umgebungsbebauung ignoriert werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass es einen Bebauungs-
plan für das Krankenhausareal sowie für das nachge-
kaufte Grundstück gibt. Ferner weisen die Einwender 
auf den Rahmenplan für das Gesamtgelände Altes 
Krankenhaus Söflingen (Teil Ost und West) hin, der am 
06.11.2011 verabschiedet wurde. 
Es wird ausgeführt, dass die nachgekauften Grundstü-
cke nicht Bestandteil des Rahmenplanes und der Er-
weiterungsflächen waren und bemängelt, dass es kei-
ne explizite Information über den Zukauf von Grund-
stücken durch den Bauträger gab und keine Bürgerin-
formation vor dem Aufstellungsbeschluss. Der Bauträ-
ger hat das Grundstück zugekauft mit Kenntnis, dass 
dort ein gültiger Bebauungsplan mit eingetragenem 
Baufeld vorhanden ist. Die Aufnahme in den Rahmen-
plan und Veränderung und wesentliche Vergrößerung 
der Erweiterungsfläche erfolgt unbegründet und ver-
letzt die Rechtssicherheit sowie den Gebietserhal-
tungsanspruch der Anwohner.  
 
Es wird ausgeführt, dass sich die Umgebungsbebau-
ung Ost- und Westseite gravierend unterscheidet und 
für die Ostseite 2014 die geplante Bebauung zurück-
gestellt wurde, da diese überdimensioniert (Entschei-
dung Jury aus Mitgliedern der Stadt Ulm und des Ge-
meinderates) war. Die Gründe die gegen die anfäng-
lich vorgesehene Bebauung Ostseite und zur Teilung in 
Ost-  und Westteil führten, fanden keine Berücksichti-
gung in dem jetzigen Aufstellungsbeschluss.  
Es wird noch überdimensionierter wie anfänglich vor-
gesehen gebaut, obwohl die erste Planung verworfen 
wurde. Die Anzahl der Wohneinheiten entspricht für 
den Ostteil der anfänglichen Gesamtplanung im Rah-
menplan (40 Wohneinheiten). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde kann im Rahmen der kommuna-
len Planungshoheit zur Steuerung der städte-
baulichen Entwicklung Bebauungspläne aufstel-
len und ändern. Das Bebauungsplanverfahren ist 
im Baugesetzbuch (BauGB) verbindlich geregelt. 
Gemäß § 12 Abs. 2 BauGB hat die Gemeinde 
auf Antrag eines Vorhabenträgers über die Ein-
leitung des Bebauungsplanverfahrens nach 
pflichtgemäßen Ermessen zu entscheiden. Die 
Planung der Vorhabenträgerin stellt eine 
qualitätvolle und verträgliche Weiterentwicklung 
des Quartiers dar und entspricht den angestreb-
ten wohnungsbaupolitischen Zielen der Innen-
entwicklung. 
Der Zukauf von Grundstücken ist privatrechtlicher 
Natur. Das diese Fläche, die im Rahmenplan nicht 
enthalten war, im Zuge des 2. Bauabschnittes 
mitentwickelt wird, ist sinnvoll. 
 
 
In dem Gutachterverfahren wurde der östlich des 
Krankenhauses gelegene Baukörper F mit 519,50 
m gegenüber dem Grundstück Maienweg 10 als 
zu hoch beurteilt.  
Die vorliegende Planung sieht ein wesentlich 
niedrigeres Gebäude vor. Im Bebauungsplan wird 
eine max. Oberkante von 515,0 m des gegenüber 
Maienweg 10 relevanten Gebäudeteils festge-
setzt, was damit 4,5 m niedriger gegenüber dem 
Gutachterverfahren ist. Zudem wird das Staffel-
geschoss, dass mit einer maximalen Oberkante 
von 518,0 m festgesetzt wird, und damit 1,50m 
niedriger als im Gutachterverfahren ist, um ca. 
5m von der aufgehenden Wand zurückversetzt. 
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Die Einwender erläutern weiter, dass die Veränderung 
eines gesamten Wohngebietes, das kleinteilig geprägt 
ist, eingeleitet wird. Dies geschieht durch die bewusste 
Inkaufnahme der zukünftig möglichen Ausnahme 
gemäß § 31 BauGB. Dieser Umstand wurde nicht hin-
reichend im Zusammenhang mit der Größe/Höhe der 
Baukörper sowie der Dachgestaltung berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird bemängelt, dass die Pläne für den Aufstel-
lungsbeschluss nicht mit den örtlichen Gegebenheiten 
übereinstimmen und irreführend sind und der Aufstel-
lungsbeschluss nachweislich anhand falscher Pläne 
verabschiedet wurde. Es sind unterschiedliche und 
falsche Höhen, Geschossdarstellungen, Bezugslinien 
eingezeichnet und es fehlt ein unabhängiges Vermes-
sungsgutachten bzgl. der Höhen. 
 
 
 
 
Die gesamten Baukörper in Richtung Maienweg/ Hart-
hauser Straße sind überdimensioniert. Es gibt Erhö-
hungen um angeblich den Geländeverlauf auszuglei-
chen so dass die endgültige Höhe bei ca. 14 m liegt. 
Zum Vergleich: Die relative Gebäudehöhe Bebauung 
Areal Krankenhaus Westseite liegt, direkt anschließend 
an die vorhandenen Hochhäuser, bei max. 12,65 m. 
Diese Höhe wurde als architektonischer Übergang von 
den vorhandenen Hochhäusern in die Umgebungsbe-
bauung begründet.  
 
Auf dem zugekauften Grundstück plant der Bauträger 
ein Gebäude mit 3 Geschossen plus einem Staffelge-
schoss Richtung Osten, direkt zwischen die kleinteilige 
Bebauung und bei einem Gebäude neben dem Haus 
Maienweg 10 setzt er das Erdgeschoß 1,5 m über 
Grund. 
 
 
 
 
 
 
Da eine Gebäudehöhe einschließlich Angabe von 
Messpunkten heute bis auf den Zentimeter genau im 
Bebauungsplan angegeben werden kann, ist nach 
Auffassung der Einwender kein Spielraum in der Ge-
bäudehöhe erforderlich. 
 
 
 
 
 

Das Gebiet ist heterogen. Nördlich des Plangebie-
tes befinden sich 3- bis 5-geschossige Flachdach-
gebäude und 3-geschossige Wohnhäuser mit 
steilen Satteldächern. Östlich schließt eine klein-
teiligere Bebauung aus 1- und 2-geschossigen 
Einfamilienhäusern an. Im Süden befinden sich 2-
geschossige Mehrfamilienhäuser mit Sattel-
dächern. Mit der Aufstellung des Bebauungspla-
nes erfolgt eine geordnete städtebauliche Ent-
wicklung. Die Zulässigkeit des Vorhabens richtet 
sich nach § 30 BauGB und wird mit dem Vorha-
ben und Eschließungsplan gemäß § 12 BauGB 
konkretisiert. 
 
Eine Vermessung der benachbarten Bestandsge-
bäude wurde durch die Vorhabenträgerin veran-
lasst und erfolgte durch das Vermessungsamt der 
Stadt Ulm. Die Vorhabenpläne wurden bzgl. der 
Trauf-, First- und Erdgeschossfußbodenhöhen der 
Bestandsgebäude nochmals überprüft. Die 
Höhendifferenz betraf das Gebäude Maienweg 
10, welches zu niedrig eingezeichnet war. Dies 
wurde im Vorhabenplan korrigiert. Damit ist die 
Höhendifferenz zwischen dem Bestandsgebäude 
Maienweg 10 und der Neubauplanung geringer. 
 
Für das Gebäude im 1. Bauabschnitt direkt west-
lich des Krankenhauses ist eine maximale Ober-
kante von 520,50 und 515,0 m üNN festgesetzt. 
Für den Baukörper F östlich des Krankenhauses 
wird eine maximale Oberkante von 519,5 und 
516,5 m üNN sowie 518,0 und 515,0 m üNN  
festgesetzt. Die Gebäudeteile staffeln sich mit 
dem Geländeverlauf damit nach Osten zum 
Maienweg hin ab. 
 
 
Das Gebäude auf dem rückwärtigen Grundstück 
Flst. 3299/4 (Baukörper G) ist mit 2 Vollgeschos-
sen und einem Staffelgeschoss geplant. An der 
Nord-Ost-Ecke tritt es aufgrund der Geländesitua-
tion optisch 3-geschossig mit Staffelgeschoss in 
Erscheinung, wobei das unterste Geschoss kein 
Vollgeschoss nach Landesbauordnung ist. 
Die EFH des Gebäudes Maienweg 10 liegt bei 
505,43 m üNN. Die EFH des Gebäudeteils des 
Baukörpers F, welches direkt westlich vom 
Maienweg 10 liegt, liegt bei 505,00 m üNN. 
 
Die maximalen Gebäudeoberkanten wurden 
geprüft und gegenüber dem Bebauungsplan-
vorentwurf um 0,5m reduziert; bei Baukörper G 
der niedrigere Gebäudeteil um 1m. Die Differenz 
von ca. 0,5 m zwischen der Objektplanung und 
der Planfestsetzung ist für die konkrete Ausfüh-
rungsplanung notwendig. 
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Es wird erläutert, dass das alte Krankenhaus, welches 
mit einem großen Abstand zu der kleinteiligen Bebau-
ung steht, eine Sonderform hat und die geplante Be-
bauung zu einer Verunstaltung des Straßenbildes 
führt. Durch Flachdächer kann eine Gesetzeslücke 
genutzt werden, die ein Staffelgeschoss erlaubt. Im 
Bereich der Ostseite gibt es keine Flachdächer. Somit 
ist diese, der Umgebungsbebauung nicht entspre-
chende, Dachform nur zum Vorteil des Bauträgers und 
würdigt nicht die Umgebung.  
 
Ferner wird eingewendet, dass die Abstandsflächen 
nicht dem Rahmenplan entsprechen. Diese waren mit 
0,6 festgelegt und werden jetzt wesentlich in Richtung 
Maienweg 10 unterschritten. Das Vorhaben ist nach-
barschädigend, widerspricht dem Rücksichtnahme-
gebot sowie dem Abstandsflächenrecht. 
 
 
Die Verkehrssituation fließender Verkehr wurde trotz 
der jetzt doppelt so vielen Wohneinheiten nicht erneut 
geprüft. Der Maienweg ist keine gut ausgebaute Stra-
ße und es besteht bereits heute eine prekäre Situation 
für den fließenden Verkehr.  
 
 
 
 
 
 
Die Einwender weisen darauf hin, dass die Möglichkeit 
von zwei Gewerbeeinheiten ohne nähere Erklärung in 
der Beschlussvorlage genannt wird und eine klare An-
gabe über die vorgesehene Nutzung fehlt. Somit kann 
der ggf. vorhandene zusätzliche Bedarf an Parkfläche 
nicht geprüft werden bzw. dies in einem Verkehrsgut-
achten berücksichtigt werden.  
 
 
 
 
Das allgemeine vorhandene Wege- und Fahrrecht Ost-
seite wurde nicht beachtet. Es gibt eine Bauverbotszo-
ne. Eine Überprüfung der Gründe fand nicht statt. 
 
 
 
 
Die Bodenbeschaffenheit wurde nicht geprüft, beson-
ders bei Bauarbeiten im Bereich der Anwohner Ostsei-
te gab es bereits Rissbildungen an den Gebäuden. 
 
Es wird kritisiert, dass keine Auswirkungen auf das 
Stadtklima auch im Umfeld begutachtet wurden und 
die Naturschutzbehörde erst nach dem Aufstellungs-
beschluss eingebunden wurde, obwohl ein Grundstück 
zugekauft wurde, welches eine Einheit (Biotop) mit 
den umliegenden Gärten mit einer innerstädtisch 
schützenswerten Artenvielfalt wie Kröten, Lurche, 

Die Neuplanung schmälert das Krankenhausge-
bäude in seiner Wirkung nicht. 
Die gewählten Kubaturen und die Dachform als 
Flachdach stören das Ortsbild nicht. Bereits heute 
ist im Quartier ein Neben- und Miteinander von 
unterschiedlichen Dachformen und Gebäudety-
pologien vorzufinden. 
 
 
 
 
Der Baukörper G wurde um 1m verschmälert, so 
dass gegenüber dem Bebauungsplanvorentwurf 
die erhöhte Abstandsfläche (0,6 x anstatt 0,4 x 
der Wandhöhe gemäß LOB BW) nach Süden zum 
Grundstück Maienweg 10 gegeben ist. Der Bau-
körper F hielt bereits die erhöhten Abstandsflä-
chen nach Osten zum Maienweg 10 ein. 
 
Der Maienweg ist eine reine Erschließungsstra-
ße. Die mit der Neubebauung verbundene Erhö-
hung des Verkehrsaufkommens kann vom Stra-
ßennetz aufgenommen werden. Erhebliche Ver-
kehrsbehinderungen und unzumutbare Beein-
trächtigungen sind nicht zu erwarten. Auch eine 
Verschlechterung gegenüber dem ursprüngli-
chen Verkehrsaufkommen durch den medizini-
schen Betrieb des Krankenhauses ist nicht er-
kennbar. 
 
Der Nachweis der notwendigen Stellplätze erfolgt 
gemäß der Verwaltungsvorschrift des Wirt-
schaftsministeriums über die Herstellung not-
wendiger Stellplätze je nach Art der gewerblichen 
Nutzung, wobei es sich nur um Gewerbe handeln 
kann, dass das Wohnen nicht wesentlich stört. 
Die Vorhabenträgerin stellt mehr Stellplätze, als 
für eine Nutzung mit Wohnen statt Gewerbe im 
Erdgeschoss des bestehenden Krankenhauses 
baurechtlich notwendig sind, her. 
 
Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten 
der Allgemeinheit wird nicht mehr benötigt. Ein 
notwendiges Fahr- und Leitungsrecht zugunsten 
der Stadt Ulm zur Zugänglichkeit zu dem Not-
brunnen wurde im Bebauungsplanentwurf fest-
gesetzt. 
 
Im Zuge der weiteren Ausführungsplanung wird 
ein Baugrundgutachten veranlasst, welches Auf-
schluss über den Untergrund geben wird.  
 
Der Bebauungsplan ist ein Bebauungsplan der 
Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB. Die 
Durchführung einer formalen Umweltprüfung 
gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist nicht erforderlich. 
Gemäß § 44 BNatSchG wurde eine artenschutz-
rechtliche Prüfung durch das Büro für Land-
schaftsplanung und Artenschutz, Dr. Andreas 
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Frösche, Fledermäuse, Nistplätze von Raben- und 
Greifvögeln, Jagdgebiet eines Eisvogels, Graureiher, 
Singvögel, diverse Libellenarten, Wildbienen- und 
hummeln, alte Obstbäume usw. bildet. 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der Hang- und Nordlage ist die Besonnung 
der genutzten Hausgärten ungünstig. Die nur in weni-
gen Monaten mögliche Nutzung in den Abendstunden 
wird durch die überdimensionierten Baukörper we-
sentlich beeinträchtigt. 
 

Schuler, Neu-Ulm erstellt (Anlage 8). Ergebnis der 
Prüfung ist, dass das Vorhaben aus Sicht des 
speziellen Artenschutzes zulässig ist. Durch die 
Inanspruchnahme der Fläche ist ein Verlust von 
Lebensräumen nicht auszuschließen, so dass zur 
Sicherung der kontinuierlichen ökologischen 
Funktionalität Vermeidungsmaßnahmen sowie 
eine ökologische Baubegleitung festgelegt wer-
den. 
 
Zur Abschätzung einer möglichen Verschattung 
der umliegenden Gebäude wurde ein Gutachten 
zur Sonneneinstrahlung auf Nachbargrundstücke 
durch das Ingenieurbüro Lohmeyer GmbH & Co. 
KG, Karlsruhe erstellt. Ergebnis der Berechnungen 
ist, dass die Richtwerte der DIN 5034 über die 
mindestens erforderliche, tägliche Sonnenschein-
dauer von Aufenthaltsräumen durch die Neube-
bauung nicht eingeschränkt werden. 
 

Einwender 2 Schreiben vom 22.11.2016 (Anlage 6.2)  
 
Die Einwender schließen sich im Wesentlichen den 
Ausführungen der Einwender 1 an und sehen die 
Rechte der Anwohner durch die geplante Bebauung 
verletzt. 
 
Es werden daraus wesentliche Gedanken aufgegriffen, 
die unbedingt beachtet werden sollten: 
 
- bestehende Bau- und Bebauungspläne 
 
- korrekte Handhabung und Anwendung des Rah-
menplans 
 
- kleinteilige Umgebungsbebauung, Vermeidung 
überdimensionierter Baukörper 
 
- Überprüfung des Baugrundes und der Bodenbeschaf-
fenheit 
 
- korrekte Einbeziehung und Darstellung der örtlichen 
Gegebenheiten (u.a. Höhenlinien, Bezugslinien, Dar-
stellung umgebender Gebäude) 
 
- Abstandsflächenrecht zu Maienweg 10 
 
- Beschattung und Besonnung von Gebäuden und 
Gärten 
 
- Verkehrs- und Parksituation, Forderung nach einem 
Verkehrsgutachten 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Es wird auf die Ausführungen zu Einwender Nr. 
1, Schreiben vom 15.11.2016, verwiesen. 
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Einwender 3, Schreiben vom 25.11.2016 (Anlage 6.3) 
  
Die Einwender stellen fest, dass durch die geplante 
Neubebauung der Gebietscharakter des in Jahrzehn-
ten gewachsenen Wohngebietes massiv und nachhal-
tig verändert wird. 
 
1) Die überdimensionierten Baukörper fügen sich ab-
solut nicht harmonisch ein, insbesondere die rückwär-
tige Bebauung auf Flurstück 3299/4 (Name des Eigen-
tümers aus Datenschutzgründen geschwärzt), für das 
ein gültiger Bebauungsplan existiert (z.B. Satteldach 
statt Flachdach). Das bestehende Baufenster bietet 
dem Bauträger ausreichend Platz für ein entsprechen-
des Gebäude. 
 
Bei der Durchsicht der Planunterlagen fällt auf, dass 
falsche Höhenangaben dazu führen, dass das Bauvor-
haben optisch niedriger erscheint, als tatsächlich ge-
baut wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einwender stellen fest, dass bei Baukörper F eine 
Höhenabweichung zwischen der vom Bauträger ge-
planten Höhe und dem Bebauungsplan von 1,10m zu 
Gunsten der Bauträgers besteht. 
 
 
 
 
Bei Baukörper G wird nachgefragt, warum das Erdge-
schoss 2,35m über Geländehöhe liegt. Auch hier wird 
auf eine Höhenabweichung zugunsten des Bauträgers 
(von 0,85m) hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 
Die Einwender sehen sich mit dem Baukörper F kon-
frontiert. Zwischen ihrem bestehenden Haus und dem 
Neubau ergibt sich ein Höhensprung von 4,55 m. Es 
wird darauf hingewiesen, dass dies keinen harmoni-
schen Übergang darstellt und das geplante Staffelge-
schoss keine Entspannung der Höhensituation ergibt. 
 
 
Die nordseitige Terrasse der Einwender würde durch 
einen zu kleinen Bauabstand im Bereich des Notbrun-
nens zusätzlich beschattet. 

 
 
 
 
 
 
 
Die gewählten Kubaturen und die Dachform als 
Flachdach stören das Ortsbild nicht und passen 
sich in die Umgebungsstruktur ein.  
 
 
 
 
 
 
Eine Vermessung der benachbarten Bestandsge-
bäude wurde durch die Vorhabenträgerin veran-
lasst und erfolgte durch das Vermessungsamt der 
Stadt Ulm. Die Vorhabenpläne wurden bzgl. der 
Trauf-, First- und Erdgeschossfußbodenhöhen der 
Bestandsgebäude nochmals überprüft. Die 
Höhendifferenz betraf das Gebäude Maienweg 
10, welches zu niedrig eingezeichnet war. Dies 
wurde im Vorhabenplan korrigiert. Damit ist die 
Höhendifferenz zwischen diesem Bestandsge-
bäude und der Neubauplanung geringer. Das 
Bauvorhaben erschien dadurch optisch höher 
anstatt niedriger. 
 
Die maximalen Gebäudeoberkanten wurden 
geprüft und gegenüber dem Bebauungsplanvo-
rentwurf um 0,5m reduziert; bei Baukörper G der 
niedrigere Gebäudeteil um 1m. Die Differenz von 
ca. 0,5 m zwischen der Objektplanung und der 
Planfestsetzung ist für die konkrete Ausfüh-
rungsplanung notwendig. 
 
Die Erdgeschoss-Fussbodenhöhe entspricht der 
Höhe des vorhandenen Geländeniveaus im Be-
reich der Südseite des Gebäudes, so dass die 
Wohnungen und Terrassen des Erdgeschosses 
ebenerdig zum Gelände und nicht unter Gelän-
deniveau liegen. Das Gelände fällt nach Nord-
Osten hin stark ab, so dass das Untergeschoss auf 
der Nord-Ost-Ecke optisch hervortritt und hier 
eine Einliegerwohnung vorgesehen ist. 
 
Zwischen dem First des Bestandsgebäudes und 
der festgesetzten Oberkante des in einer Entfer-
nung von ca. 10 m gegenüberliegenden Neubaus 
besteht ein Höhenunterschied von rund 80 cm. 
Die Oberkante des Staffelgeschosses des Neu-
baus, dass mind. 3m zurückversetzt liegt, liegt ca. 
3,80 m höher als der First. 
 
Die Neubebauung hält zur Grundstücksgrenze 
die gegenüber der Landesbauordnung auf 0,6 x 
Wandhöhe erhöhte Abstandsfläche ein. 
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Es wird beanstandet, dass gegenüber der bestehenden 
Bebauung Harthauser Straße 33 der Baukörper G 
durch die geplante Einliegerwohnung als 4-
geschossiges  Gebäude wirkt und auf den bestehen-
den Bebauungsplan und die dortigen Angaben zur 
maximalen Geschosszahl hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
2) Bei der Bebauung ist zu beachten, dass die vorhan-
denen Einfamilienhäuser im Maienweg vorwiegend 
auf Hanggrundstücken mit grob nach Norden zeigen-
den Gärten liegen. Es wird daher ein Bodengutachten 
gefordert. 
 
3) Die Verkehrssituation wird als ungelöst angesehen.  
Es wird auf die erste Bürgerinformation am 
20.07.2011 verwiesen, bei der eine Bebauung des 
gesamten Krankenhausareals mit insgesamt 45 - 50 
Wohneinheiten zugesichert wurde. Tatsächlich sind im 
1. Bauabschnitt 49 Wohneinheiten gebaut und nun-
mehr weitere 28 Wohneinheiten in den beiden Neu-
bauten vorgesehen, sowie ca. 16 Wohneinheiten im 
ehemaligen Krankenhausgebäude. Dadurch wird die 
einzige Zufahrt allein über den Maienweg inakzepta-
bel, sowohl hinsichtlich der Frequentierung, der Parksi-
tuation als auch der Lärmbelastung. 
 
4) Für die Einwender zeichnet sich das Gebiet im We-
sentlichen durch Einfamilien- und Doppelhäuser aus, 
die den Charakter von Söflingen repräsentieren. Auch 
die beiden Reihenhauszeilen zur Harthauser Straße 
ergeben keine andere Einschätzung. Die im Maienweg 
vorgegebene Umgebungsbebauung erlaube daher 
absolut keine Verdichtung in diesem Ausmaß. 
Die Einwender bemängeln insbesondere den rückwär-
tig gelegenen Baukörper G und dass dieser dem Cha-
rakter der umliegenden Einfamilienhäuser als Fremd-
körper in Form eines rechteckigen Kubus, gerade we-
gen der Höhe und des fehlenden Satteldachs, diamet-
ral gegenüber steht und schlagen eine kleinteilige 
Bebauung mit einem Doppelhaus mit 2 Wohneinhei-
ten vor. 
 

Der Baukörper G ist mit 2 Vollgeschossen und 
einem Staffelgeschoss geplant. An der Nord-Ost-
Ecke tritt das Gebäude aufgrund der vorhande-
nen Geländesituation optisch 3-geschossig mit 
einem um ca. 5 m zurückversetztem Staffelge-
schoss in Erscheinung. D das unterste Geschoss 
ist kein Vollgeschoss nach Landesbauordnung. 
Gegenüber der Vorentwurfsplanung wurde das 
Gelände auf der Ostseite des Gebäudes harmoni-
scher ausgeformt. 
Der bestehende Bebauungsplan ermöglicht eben-
falls 2 Vollgeschosse sowie ein Satteldach mit bis 
zu 35 ° Dachneigung. 
 
Im Zuge der weiteren Ausführungsplanung wird 
ein Baugrundgutachten veranlasst, welches Auf-
schluss über den Untergrund geben wird.  
 
 
 
Die mit der Neubebauung verbundene Erhöhung 
des Verkehrsaufkommens kann vom Straßennetz 
aufgenommen werden. Erhebliche Verkehrsbe-
hinderungen und unzumutbare Beeinträchtigun-
gen sind nicht zu erwarten. Auch eine Ver-
schlechterung gegenüber dem ursprünglichen 
Verkehrsaufkommen durch den medizinischen 
Betrieb des Krankenhauses ist nicht erkennbar. 
 
 
 
 
 
Die umgebende Bebauung ist nicht nur durch 
eine lockere Ein- und Zweifamilienhausbebau-
ung charakterisiert. Nördlich und westlich an-
grenzend besteht eine 3–5-geschossige, verdich-
tete Wohnbebauung. Die geplanten Gebäude 
stellen einen gelungenen Übergang zwischen 
den beiden Strukturen dar und fügen sich damit 
sowohl in der Höhe als auch in ihrer Kubatur in 
die umgebende Baustruktur ein. 
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Einwender 4, Schreiben vom 25.11.2016 (Anlage 6.4) 
 
- Bebauung, Form der Baukörper 
 
Die Einwender sind der Meinung, dass sich die Bau-
körper in Größe und Form nicht gut in das Gebiet 
einpassen, da im Gebiet vorrangig die Bebauung mit 
Einzel- und Mehrfamilienhäusern mit Giebeldach ist. 
Ihnen ist unverständlich, dass vom Giebeldach Ab-
stand genommen wird oder ein Baukörper mit bis zu 
45 Meter zugelassen wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Um den Charakter des Krankenhauses als prägendes 
Element zu erhalten, wird vorgeschlagen, die Bebau-
ung auf dem Areal kleinteiliger zu gestalten. 
 
 
 
Es wird empfohlen, dem Gemeinderat den möglichen 
Gesamtumfang und die Auswirkungen im Detail dar-
zustellen, da die isolierte Betrachtung der beiden Ver-
fahren (Bauabschnitte) den Blick auf die Dimension der 
gesamten Bebauung verschleiert. Die Gebäude des 
Abschnittes 1 sind durch die umgebende Bebauung 
weitgehend verdeckt, im zweiten Bauabschnitt wer-
den die Häuser direkt von der Harthauser Straße und 
dem Maienweg zu sehen sein. 
 
- Staffelgeschosse 
 
Zu den Staffelgeschossen wird ausgeführt, dass die 
Baukörper aus einzelnen Gebäudeteilen bestehen (im 
Plan mit Gebäudeteil F, G usw. bezeichnet), die z.B. 
über die Tiefgarage einzeln erschlossen und auch von 
der Zuwegung einzeln angebunden sind, so dass da-
von auszugehen ist, dass die Gebäudeteile in sich ge-
schlossene Häuser darstellen. Da das Staffelgeschoss 
z.B. nicht zurückspringt oder nur 75% der darunterlie-
genden Geschossfläche belegt, ist die Argumentation 
für die Bauhöhe in Bezug auf Staffelgeschosse für die 
Einwender nicht nachvollziehbar. 
 
- Abstandsflächen 
 
Es wird eingewendet, dass im ersten Bauabschnitt mit 
höheren Abstandsflächen gearbeitet wurde, im zwei-
ten Abschnitt an einigen Stellen seitens der Verwal-
tung auf die LBO und an anderen Stellen auf höhere 
Abstandsflächen verwiesen wird. Es wird gefordert, 
die Abstandsflächen im Gesamten zu betrachten und 

 
 
 
 
Die gewählten Kubaturen und die Dachform als 
Flachdach stören das Ortsbild nicht und passen 
sich in die Umgebungsstruktur ein. Nördlich des 
Plangebietes befinden sich 3- bis 5-geschossige 
Flachdachgebäude und 3-geschossige Wohnhäu-
ser mit steilen Satteldächern. Östlich schließt eine 
kleinteiligere Bebauung aus 1- und 2-geschossi-
gen Einfamilienhäusern an. Im Süden befinden 
sich 2-geschossige Mehrfamilienhäuser mit Sat-
teldächern. 
Ein Baukörper mit 45 m ist nicht geplant. Das 
größte Gebäudegesamtmaß (Baukörper F) be-
trägt 30m, wobei eine gestalterische Gliederung 
in 2 Baukörper erfolgt, die zudem versetzt und 
mit einer Glasfuge geteilt werden, so dass die 
Länge nicht wahrnehmbar ist. 
 
Die Neuplanung schmälert das Krankenhausge-
bäude nicht in seiner Wirkung. Durch die von der 
Vorhabenträgerin geplante Fassadengestaltung 
wird es seine architektonische Qualität wieder-
gewinnen. 
 
Da sich der 1. Bauabschnitt in der Fertigstellung 
befindet, kann sich jederzeit Vorort ein Bild von 
der Einfügung der Bebauung in die Umgebung 
gemacht werden. Von der Harthauser Straße aus 
ist auch die Bebauung des 1. Bauabschnittes in 
kleinen Blickwinkeln zu sehen, was keine negati-
ven Auswirkungen auf das Ortsbild hervorruft.  
 
 
 
 
 
In der Landesbauordnung BW wird in § 1 Abs. 6 
LBO geregelt, dass oberste Geschosse, bei de-
nen die Höhe von 2,3 m über weniger als drei 
Viertel der Grundfläche des darunterliegenden 
Geschosses vorhanden sind, keine Vollgeschosse 
sind. Das Staffelgeschoss muss dabei nicht an 
jeder Gebäudekante zurückspringen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Baukörper G wurde um 1m verschmälert, so 
dass gegenüber dem Bebauungsplanvorentwurf 
die erhöhte Abstandsfläche (0,6 x anstatt 0,4 x 
der Wandhöhe gemäß LOB BW) nach Süden zum 
Grundstück Maienweg 10 gegeben ist. Die er-
höhten Abstandsflächen (50 % höher als nach 
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generell für beide Abschnitte am Rahmenplan auszu-
richten. 
 
 
 
 
 
 
- Verkehrs- und Parksituation 
 
Durch die hohe Anzahl an Wohnungen (100) in bei-
den Abschnitten wird es zu massiven Park- und Ver-
kehrsproblemen im Wohngebiet kommen. 
Es wird erläutert, dass sich durch das Parkraum-
Konzept in Söflingen der Parkdruck von den bisher frei 
nutzbaren Parkplätzen in die Wohnstraßen verlagert. 
Bei Veranstaltungen bei der TSG, im Pfarrheim oder 
dem Klosterhof ist dies verstärkt in den angrenzenden 
Wohnquartieren zu beobachten. Durch die hohe An-
zahl an Wohnungen und deren Gestaltung ist damit zu 
rechnen, dass die Mieter/Eigentümer im Durchschnitt 
zwei Fahrzeuge besitzen und davon ausgegangen 
werden kann, dass das Zweitfahrzeug im öffentlichen 
Straßenraum abgestellt wird. 
Da die SWU Verkehr die Linienführung der Linie 11 
von Gleisselstetten über die Route Jörg-Syrlin-Straße – 
Auf der Laue 4 – Maienweg weiter zum Roten Berg 
führt, wird sich auch die Verkehrssituation verschärfen.
 
 
- Baustellenlogistik, Straßenzustand 
 
Die Einwender fordern, sich vor Baustellenbeginn mit 
der Verkehrssituation und der notwendigen Baustel-
lenlogistik auseinander zu setzten und Vorschläge 
auszuarbeiten oder vom Bauunternehmen ausarbeiten 
zu lassen. Das Wohngebiet ist großflächig als Tempo 
30 Zone ausgeschildert. Die Wohnstraßen sind in vie-
len Bereichen nicht für einen Schwerlastverkehr aus-
gebaut. Eine Zu- und Abfahrt zu der Baustelle durch 
die Wohnstraßen, stellt für die Anwohner eine zusätz-
liche Belastung dar. Bei der Baustellenlogistik ist zu 
berücksichtigen, dass der Maienweg (als Hauptstraße) 
im Schulwegeplan als Schulweg vorgesehen und 
Laufweg zu den Kindergärten Sonnenheim und St. 
Maria ist. 
 
Es wird angeregt, im Vorfeld einen Zustandsbericht 
sowohl für die Straßen als auch die Gebäude zu erstel-
len. Der Maienweg wurde 2014 mit einem neuen Ka-
nal und einem neuen Belang versehen, der durch die 
Baustelle in Mitleidenschaft gezogen wird. Die Wohn-
straße Auf der Laue ist bereits heute in einem schlech-
ten Zustand. Die Anwohner stellen Erschütterungen im 
Haus durch größere Busse auf der Buslinie 11 fest; 
Schwerlastverkehr für die Baustellen verursacht ebenso 
Erschütterungen. 
 
 

Landesbauordnung § 5 Abs. 7 notwendig) wer-
den gegenüber den Grundstücken Maienweg 10, 
8 und 6 sowie Harthauser Straße 33 eingehalten. 
Die geringfügige Abstandsflächenüberschreitung 
(0,4 x der Wandhöhe) des  Baukörpers G auf 
Flurstück 3299 (Harthauser Straße 35) ist vertrag-
lich geregelt. 
 
 
 
Die mit der Neubebauung verbundene Erhöhung 
des Verkehrsaufkommens kann vom Straßennetz 
aufgenommen werden. Erhebliche Verkehrsbe-
hinderungen und unzumutbare Beeinträchtigun-
gen sind nicht zu erwarten. Auch eine Ver-
schlechterung gegenüber dem ursprünglichen 
Verkehrsaufkommen durch den medizinischen 
Betrieb des Krankenhauses ist nicht erkennbar. 
Die Vorhabenträgerin plant, mehr Stellplätze als 
baurechtlich notwendig sind, herzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Baustellenlogistik ist nicht Gegenstand des 
Bebauungsplans und kann in diesem Rahmen 
nicht geregelt werden. Die entsprechenden 
Vorkehrungen werden vor Baubeginn mit den 
Abteilungen Verkehr sowie Sicherheit und Ord-
nung der Stadt Ulm abgeklärt. Ziel ist dabei, die 
Baustellenlogistik so zu organisieren, dass Beein-
trächtigungen der Nachbarn sowie des Ver-
kehrsablaufes weitgehend vermieden werden. 
 
 
 
 
 
 
Wie bereits beim 1. Bauabschnitt wird die Vor-
habenträgerin eine Beweissicherung vor Baube-
ginn durch einen amtlich zugelassenen Bausach-
verständigen durchführen lassen. Schäden an 
Nachbargebäuden sind beim 1. Bauabschnitt 
nicht aufgetreten. 
 
 
 
 
 



 
- 9 - 

 
Einwender 5, Schreiben vom 23.01.2017 Anlage 6.5) 
 
1. Neubau neues Flst. 3299/4 
 
1.1 Zu hoher Neubau im Grundstück Harthauser  
      Straße 35 
 
Es wird kritisiert, dass ein dreieinhalb geschossiger 
Neubau im Grundstück Harthauser Straße 35 (neue 
Flst.nr. 3299/4) gegenüber den Einwendern weder 
durch das bestehende Baurecht genehmigungsfähig 
ist, noch in das ein- bis zweigeschossige Umfeld 
Maienweg/ Harthauser Straße passt. Das als Unterge-
schoss im Bauvorhaben deklarierte Geschoß sei im 
aktuellen Geländeverlauf fast komplett im Erdreich, 
wird aber im Bauvorhaben im Bereich des alten Bau-
fensters komplett freigegraben, was für nicht akzepta-
bel noch genehmigungsfähig gehalten wird. Dadurch 
ist das geplante Bauwerk von dem deutlich niedriger 
bebauten Umfeld Maienweg/ Harthauser Straße aus 
zukünftig als viergeschossiges Hochhaus einzusehen. 
Die Einwender erläutern, dass der Baugrund im Bereich 
des geplanten Neubau nahezu eben ist und in östliche 
Richtung zur Harthauser Straße 33 und 31 fast kein 
Gefälle innerhalb des bisherigen Baufensters besteht, 
und dass das Gelände erst an der Grundstücksgrenze 
weit außerhalb des Baufensters zum Nachbargrund-
stück hin abfällt. 
 
1.2 Gipsmodell als Grundlage Beschluss Gemeinderat  
      nur 2,5geschossig 
 
Es wird eingewendet, dass in dem Gipsmodell, welches 
dem Gemeinderat zur Beschlußvorlage und in der 
Bürgerinformation zur Neubebauung gezeigt wurde, 
das Gebäude auf dem Flst.nr. 3299/4 übererdig und 
nur 2,5 geschossig ausgeführt ist. Damit erscheint 
dieser Neubau genauso hoch wie das Nachbar-
Bestandsgebäude Harthauser Straße 35. In den Bau-
plänen ist das Gebäude auf einmal deutlich höher. Der 
Neubau überragt deutlich alle 2,5geschossigen Umge-
bungsgebäude. Es wird daher eine umgebungsgerech-
te Bebauung mit 2,5 geschossigen Einfamilienhäusern 
mit Satteldach in gleicher Ausprägung wie die Nach-
barschaft gefordert. 
 
 
1.3. Bisheriges Baufenster 
 
Das neu geplante Gebäude liegt teilweise außerhalb 
des Baufensters. Das Gebäude mit EFH 503,35 war im 
Architektenwettbewerb nicht enthalten. Es werden 
statt dem Gebäude zwei versetzte, dem Gelände an-
gepasste Reihenhäuser für Familien gefordert. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Baukörper G auf dem Flurstück 3299/4 ist 
mit 2 Vollgeschossen und einem Staffelgeschoss 
geplant. Die Erdgeschoss-Fussbodenhöhe ent-
spricht der Höhe des vorhandenen Geländeni-
veaus im Bereich der Südseite des Gebäudes, so 
dass die Wohnungen und Terrassen des Erdge-
schosses ebenerdig zum Gelände und nicht unter 
Geländeniveau liegen. Das Gelände fällt nach 
Norden und Nord-Osten hin ab. 
An der Nord-Ost-Ecke tritt daher das Gebäude 
aufgrund der vorhandenen Geländesituation 
optisch 3-geschossig mit einem um ca. 5 m zu-
rückversetztem Staffelgeschoss in Erscheinung. 
Das unterste Geschoss, in dem eine Einlieger-
wohnung geplant ist, ist kein Vollgeschoss nach 
Landesbauordnung. Gegenüber der Vorent-
wurfsplanung wurde das Gelände auf der Ostsei-
te des Gebäudes harmonischer ausgeformt. 
Der bestehende Bebauungsplan ermöglicht eben-
falls 2 Vollgeschosse sowie ein Satteldach mit bis 
zu 35 ° Dachneigung. 
 
 
 
 
Eine Vermessung der benachbarten Bestandsge-
bäude erfolgte durch das Vermessungsamt der 
Stadt Ulm. Die Vorhabenpläne wurden bzgl. der 
Trauf-, First- und Erdgeschossfußbodenhöhen der 
Bestandsgebäude nochmals überprüft und die 
Gebäudehöhe Maienweg 10 im Vorhabenplan 
korrigiert. Die Ansichten im Vorhaben- und Er-
schließungsplan inklusive der Angabe der Höhen 
zeigen die Einfügung der geplanten Bebauung in 
die Umgebung. 
Die geforderte Bauweise von Einfamilienhäusern 
entspricht an dieser Stelle nicht den städtbau-
lichen und wohnungsbaupolitischen Zielsetzun-
gen der Stadt Ulm. 
 
 
 
Der Baukörper G war im Gutachterverfahren 
nicht enthalten, da sich das Grundstück zu dem 
Zeitpunkt nicht im Eigentum der Vorhabenträge-
rin befand. 
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2. Östlicher Anbau an das Krankenhaus Söflingen 
 

Die Einwender weisen darauf hin, dass im Rahmenplan 
das östliche Baufenster direkt an das Krankenhaus und 
deutlich kleiner vorgesehen war und verweist auf eine 
Obergrenze von 48 Wohneinheiten. Es wird kritisiert, 
dass das jetzige Bauvorhaben diese Grenzen um mehr 
als das doppelte überschreitet und gefordert, dass sich 
eine Bebauung an das 2012 festgelegte Baufenster 
halten soll. 
 
3. Schallbelastung durch die Umfahrung 
 

Die Einwender weisen darauf hin, dass durch die rück-
liegende Tiefgarageneinfahrt in das Gebäude EFH 
505,00 zwischen dem Gebäude und dem alten Kran-
kenhaus ein Schallkanal entsteht, durch den die ein- 
bzw. ausfahrenden Autos zukünftig deutlich in den 
umliegenden tieferliegenden Gebäuden gehört wer-
den können. Es wird daher eine Bebauung wie im 
Rahmenplan, direkt an das Krankenhaus gefordert, mit 
einer direkten Einfahrt im vorderen Bereich zum 
Maienweg. 
 

 
 

Zum Zeitpunkt des Rahmenplans war weder ab-
sehbar, wer das Grundstück von der Uniklinik 
Ulm erwirbt, noch dass die jetzige Vorhabenträ-
gerin weitere Grundstücke zur Arrondierung des 
Areals dazu erwerben kann. Mit der vorliegenden 
Entwurfsplanung wird auf die neuen Gegeben-
heiten reagiert. 
 
 
 
 

Grundsätzlich gelten die Immissionsrichtwerte 
der TA-Lärm für Allgemeine Wohngebiete.  
Unzumutbare Beeinträchtigung durch Lärm 
aufgrund von reflektiertem Schall zwischen den 
parallel gegenüberliegenden Wandflächen, bei 
denen durch die Vorhabenträgerin schallabsor-
bierende Maßnahmen getroffen werden, sind 
aufgrund der Größe der Tiefgarage und der 
Anzahl der ebenerdigen Stellplätze und der 
damit verbundenen Fahrbewegungen nicht zu 
erwarten. Die Vorhabenträgerin wird die Zufahrt 
so gestalten, dass nachbarliche Belange nicht 
beeinträchtigt werden und sich mit den Nach-
barn Harthauser Straße 39 bezüglich der Ausge-
staltung der Einfriedigung an der gemeinsamen 
Grundstückgrenze abstimmen. 
 

 
 

Bei der frühzeitigen Auslegung des Bebauungsplans wurden folgende Behörden und sonstige Träger öf-
fentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB zum Bebauungsplanvorentwurf, der Satzung der örtlichen Bau-
vorschriften gehört: 
- Deutsche Telekom 
- Handwerkskammer 
- Industrie und Handelskammer Ulm 
- Landratsamt Alb-Donau-Kreis - Kreisgesundheit 
- Nachbarschaftsverband Ulm 
- Polizeidirektion Ulm 
- Regierungspräsidium Tübingen - Referat 21 Raumordnung 
- Regierungspräsidium Stuttgart - Landesamt für Denkmalpflege (Grabungen) 
- Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm GmbH (SWU) 
- Fernwärme Ulm GmbH (FUG) 
- SUB/ V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 
- Zentralplanung Unitymedia 

 

Folgende Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben keine Äußerungen oder Äußerungen 
ohne Anregungen/ Einwände zum Bebauungsplanverfahren vorgebracht. 

- Unitymedia BW GmbH, Schreiben vom 26.10.2016 

- Regierungspräsidium Tübingen, Schreiben vom 24.11.2016 

- Industrie- und Handelskammer Ulm, Schreiben vom 11.11.2016 

- Fernwärme Ulm, Schreiben vom 28.10.2016 

- Handwerkskammer Ulm, Schreiben vom 23.11.2016 

- Polizeipräsidium Ulm, Schreiben vom 24.10.2016 

- Landratsamt Alb-Donau-Kreis, Fachdienst Gesundheit, Schreiben vom 09.11.2016 
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Es gingen 6 Äußerungen der Träger öffentlicher Belange zur Abwägung ein: 

Folgende Stellungnahmen wurden vorgebracht: Stellungnahmen der Verwaltung: 

Deutsche Telekom mit Schreiben vom 23.11.2016 
(Anlage 6.6) 
 
Die Telekom hat gegen die Planung keine Einwände. 
 
Es wird um Mitteilung gebeten welche eigenen und 
bekannten Maßnahmen Dritter im Bereich des Plange-
bietes stattfinden sowie die angedachte Realisierungs-
zeiten.  
 
Es wird beantragt folgendes sicherzustellen, dass 
-  für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes 

im Erschließungsgebebiet eine ungehinderte, un-
entgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftigen 
Straßen und Wege möglich ist 

- Auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungs-
recht zugunsten der Telekom Deutschland GmbH 
als zu belastende Fläche (entsprechend § 9 (1) Ziffer 
21 BauGB eingeräumt wird. 

- Eine rechtszeitige Abstimmung der Lage und der 
Dimensionierung der Leitungszonen vorgenommen 
wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnah-
men für Straßenbau und Leitungsbau durch den Er-
schließungsträger erfolgt, wo wie dies ausdrücklich 
im Telekommunikationsgesetz § 68 Abs. 3 be-
schrieben sieht, 

- Die geplanten Verkehrswege in Lage und Verlauf 
nicht mehr verändert werden. 

- Dem Vorhabenträger auferlegt wird, dass dieser für 
das Vorhaben einen Bauablaufzeitenplan aufstellt. 

- Die Planunterlagen mit Straßennamen und Haus-
nummern in digitaler Form zugesendet und 

- Termine für Baubesprechungen mitgeteilt werden. 
 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das 
"Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanä-
le", Ausgabe 2013 zu beachten. Es wird um frühzeiti-
ge, schriftliche Information vor Baubeginn (mind. 16 
Kalenderwochen) gebeten. Es wird darauf hingewie-
sen, dass der Leitungsbestand vor Beginn der Maß-
nahme über die zentrale Trassenauskunft 
(planauskunft.suedwest@telekom.de) zu erheben ist. 
 

 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genom-
men. Da es sich um private Anschlussleitungen 
handelt, wird kein Leitungsrecht im Bebauungs-
plan festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorhabenträgerin sichert zu, die Deutsche 
Telekom im Zuge der koordinierten Leitungspla-
nung frühzeitig in die weiteren Planungen einzu-
binden. 
 
 
 
 
 

Regierungspräsidium Stuttgart, LDA, Archäologische 
Denkmalpflege vom 16.11.2016 (Anlage 6.7) 
 
Im Krankenhausgarten fand man 1906 ein reich aus-
gestattetes Frauengrab, das vermutlich zu einem klei-
nen frühmittelalterlichen Friedhof gehört. Das Plange-
biet liegt damit im Bereich des ausgedehnten Kultur-
denkmals gem. § 2 DSchG: frühmittelalterliches Rei-
hengräberfeld. Bei Bodeneingriffen ist in den Flächen 
ohne moderne Störungen, wie Keller, tiefgreifende 
Fundamente etc. mit archäologischen Funden und 
Befunden – Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG – zu 
rechnen. 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 
und im weiteren Verfahren berücksichtigt 
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An der Erhaltung der archäologischen Kulturdenkmale 
besteht grundsätzlich ein öffentliches Interesse. Um 
allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und 
spätere Bauverzögerungen zu vermeiden, sollten früh-
zeitig im Vorfeld archäologische Voruntersuchungen 
durch das Landratsamt für Denkmalpflege im Regie-
rungspräsidium Stuttgart (LAD) durchgeführt werden. 
In Abwägung der bereits stark gestörten Gesamtflä-
chen und des überlieferten Grabfundes reduziert sich 
dies auf Teilbereiche, in denen ein vorzeitiger Mutter-
bodenabtrag in den ungestörten Flächen in Form von 
Sondageschnitten vorgenommen wird. Darüber hinaus 
sind zur Beurteilung der Erhaltungsbedingungen vom  
Vorhabenträger Planunterlagen zur Verfügung zu 
stellen, denen die Unterkellerungen und die Leitungs-
verläufe der aktuellen Bebauung zu entnehmen sind.  
Zweck der Voruntersuchung ist es festzustellen ob 
bzw. in welchem Umfang es nachfolgende Rettungs-
grabungen bedarf.  
 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass im Falle 
notwendiger Rettungsgrabungen durch das LAD die 
Bergung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. 
mehrere Wochen in Anspruch nehmen kann und 
durch den Vorhabenträger finanziert werden müssen. 
 
Darüber hinaus wird auf die Einhaltung der Bestim-
mungen der §§ 20 und 27 DSchG verwiesen. 
 

Um Verzögerungen in der Bauphase zu vermei-
den wird sich die Vorhabenträgerin frühzeitig mit 
dem Landratsamt für Denkmalpflege bzgl. der 
Voruntersuchung abstimmen und die benötigten 
planunterlagen zur Verfügung stellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorhabenträgerin sichert die Finanzierung zu. 
Die Verpflichtung wird im Durchführungsvertrag, 
der zur Satzung erarbeitet wird, aufgenommen. 
 
 
 
Der entsprechende Hinweis ist im Bebauungs-
planentwurf bereits aufgeführt. 
 

Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm Netze GmbH mit Schreiben 
vom 14.11.2016 (Anlage 6.8) 
 
Es befinden sich dinglich gesicherte Versorgungslei-
tungen im geplanten Baufeld. Im Einzelnen handelt es 
sich um zwei Erdgasleitungen (Hoch- und Nieder-
druck), sowie die Zuleitung Strom zum Notbrunnen 
und zu Haus 39. Des Weiteren verläuft östlich des 
bestehenden Gebäudes Nr. 12 eine Kabeltrasse mit 
zwei Mittelspannungs-, einem Niederspannungs- zwei 
Steuer- und einem LWL-Kabel, welche als Zuleitung 
zur Trafostation dient.  
 
Sämtliche Versorgungsleitungen müssen durch die 
Stadtwerke umgelegt werden. Die Kosten der Umle-
gung sowie die erforderlichen Eintragung ins Grund-
buch sind vom Bauherrn zu tragen. 
 

 
 
 
Im Bebauungsplanentwurf sind Leitungsrecht 
zugunsten der Stadtwerke Ulm / Neu-Ulm einge-
tragen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kosten sind von der Vorhabenträgerin zu 
tragen. Die Verpflichtung wird im Durchfüh-
rungsvertrag, der zur Satzung erarbeitet wird, 
geregelt. 
 

Regierungspräsidium Freiburg mit Schreiben vom 
17.11.2016 (Anlage 6.9) 
 
Nach Erkenntnissen der Geologischen Landesaufnah-
me besteht der Untergrund aus Gestein der Unteren 
Süßwassermolasse, welche oberflächennah verwittert 
sind. Im tieferen Untergrund stehen verkarstete Kalk- 
und Mergelsteine des Oberjuras an. Mit lokalen Auffül-
lungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht 
zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. 
Die verwitterten Locker- und Halbfestgesteine der 

 
 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. Im 
Zuge der weiteren Ausführungsplanung wird ein 
Baugrundgutachten veranlasst, welches Auf-
schluss über den Untergrund geben wird.  
Vor Baubeginn wird ein Beweissicherungsverfah-
ren der benachbarten Bebauung durch die Vor-
habenträgerin durchgeführt, um entsprechende 
Regelungen für mögliche Bauschäden fachge-
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Unteren Süßwassermolasse stellen einen möglicher-
weise setzungsfähigen sowie in Hanglage ggf. 
rutschungsanfälligen Baugrund dar. 
Bei geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Pla-
nungen oder von Bauarbeiten werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. 
DIN 4020 durch ein privates Ingenieurebüro empfoh-
len. Im Vorfeld der Arbeiten sollte ggf. ein Beweissi-
cherungsverfahren der umliegenden Bebauung und 
Grundstücken eingeleitet werden. 
 
Sofern eine Versickerung von Oberflächenwasser ge-
plant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig ist, wird die 
Erstellung eines hydrogeologischen Versickerungsgut-
achtens empfohlen. 
 

recht abwickeln zu können. Die Verpflichtungen 
werden im Durchführungsvertrag, der zur Sat-
zung erarbeitet wird, geregelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

Nachbarschaftsverband Ulm mit Schreiben vom 
04.11.2016 (Anlage 6.10) 
 
Der vorgesehene Bebauungsplan ist in einem Teilbe-
reich nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
Der Flächennutzungsplan stellt hier durch Symbolein-
trag Gemeinbedarfsfläche für „Einrichtung für ge-
sundheitliche Zwecke“ dar. Die geordnete städtebauli-
che Entwicklung wird durch diese Abweichung nicht 
beeinträchtigt. Der Flächennutzungsplan wird nach 
Abschluss des Verfahrens gem. § 13 a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB im Wege der Berichtung angepasst. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men. Eine Planänderung ist nicht erforderlich. 

SUB/ V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht mit 
Schreiben vom 25.01.2017 (Anlage 6.11) 
 
Naturschutz:  Es wird empfohlen, die im Fachbeitrag 
Artenschutz von Herrn Dr. Schuler empfohlenen 
Vermeidungsmaßnahmen V1 – V4 und die Bestellung 
einer ökologischen Baubegleitung als textliche Fest-
setzungen zu übernehmen. Die mit der ökologischen 
Baubegleitung beauftragte Person ist der Unteren 
Naturschutzbehörde zu benennen und ihr deren Tä-
tigkeitsbericht zuzusenden. 
 
Wasserrecht:  Es wird darauf hingewiesen, dass sich 
im östlichen Randbereich des Plangebietes der Not-
brunnen Nr. 19 befindet und dass dieser während der 
Bauzeit durch geeignete Schutzmaßnahmen zu si-
chern ist. Eine Beweissicherung ist in Abstimmung mit 
der unteren Wasserrechtsbehörde vor und nach Be-
endigung der Baumaßnahmen durchzuführen. 
 
Die Zugänglichkeit des Notbrunnens muss jederzeit 
gewährleistet sein. Auf die jährlich stattfindenden 
Wartungsarbeiten inkl. Pump- und Probemaßnahmen 
wird hingewiesen. Der Zugang muss mind. 3m breit 
und für ein 40 t Fahrzeug befahrbar sein, sowie nach 
oben und in alle Richtungen offen und jederzeit für 
die zuständigen Behörden zugänglich sein. Hierzu ist 
der unteren Wasserrechtsbehörde ein Konzept zur 
Abstimmung vorzulegen. 
 

 
 
 
Die Vermeidungsmaßnahmen sowie die Bestel-
lung einer ökologischen Baubegleitung werden in 
die textlichen Festsetzungen aufgenommen. 
Die Vorhabenträgerin wird sich zudem im Durch-
führungsvertrag dazu verpflichten. 
 
 
 
 
Im Bebauungsplanentwurf wird ein Wegerecht zu 
dem Notbrunnen eingetragen. 
 
 
 
 
 
 
Die Vorhabenträgerin sichert die ständige Zu-
gänglichkeit zu und wird rechtzeitig ein Konzept 
vorlegen. Die Verpflichtung wird im Durchfüh-
rungsvertrag aufgenommen. 
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7. Die aufgeführten Ergänzungen und Änderungen wurden in den Bebauungsplanentwurf mit Stand vom 

01.03.2017 eingearbeitet. Das beauftragte Büro für Stadtplanung hat in Abstimmung mit der Hauptabtei-
lung Stadtplanung, Umwelt, Baurecht auf der Grundlage des Ergebnisses der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit und der Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange den Entwurf des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes "Wohnquartier Altes Krankenhaus Söflingen - Maienweg" und die Satzung der ört-
lichen Bauvorschriften in der Fassung vom 01.03.2017 vorbereitet, der mit der beiliegenden Begründung 
vom 01.03.2017 öffentlich ausgelegt werden kann. 

 



sub00190
Schreibmaschinentext
Anlage 6.1 zu GD 214/17

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

































sub00190
Schreibmaschinentext
Anlage 6.2 zu GD 214/17

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext





sub00190
Schreibmaschinentext
Anlage 6.3 zu GD 214/17

sub00190
Schreibmaschinentext













sub00190
Schreibmaschinentext
Anlage 6.4 zu GD 214/17

sub00190
Schreibmaschinentext







sub00190
Schreibmaschinentext
Anlage 6.5 zu GD 214/17

sub00190
Schreibmaschinentext









sub00190
Schreibmaschinentext
Anlage 6.6 zu GD 214/17

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext







sub00190
Schreibmaschinentext
Anlage 6.7 zu GD 214/17

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext





sub00190
Schreibmaschinentext
Anlage 6.8 zu GD 214/17

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext







sub00190
Schreibmaschinentext
Anlage 6.9 zu GD 214/17

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext







sub00190
Schreibmaschinentext
Anlage 6.10 zu GD 214/17

sub00190
Schreibmaschinentext



sub00190
Schreibmaschinentext

sub00190
Schreibmaschinentext
Anlage 6.11 zu GD 214/17

sub00190
Schreibmaschinentext





                                                                                                                       Anlage 6.12 zu GD 214/17 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Krankenhaus Söflingen – Maienweg“ (2.BA) 

Bericht über die Informationsveranstaltung im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 

09. November 2016 im Clarissenhof, Clarissenstraße 11, Ulm - Söflingen 

 

Rund 45 Bürgerinnen und Bürger sowie Gemeinerätinnen und -räte von SPD, FWG, CDU, Grüne Fraktion 
und FDP wurden von Herrn Kalupa, Leiter der Abteilung Städtebau und Baurecht – Innenstadt begrüßt 
und über den Bebauungsplan und das Verfahren informiert. Danach stellte Herr Braunger von Braunger-
Wörtz-Architekten die Vorhabenpläne vor und übergab das Wort an den Vorhabenträger  
Herrn Eberhart, Eberhardt Immobilienbau GmbH, der den geplanten Projektablauf und die vorgesehenen 
Nutzungen erläuterte. 
 
In der anschließenden Diskussion wurden folgende Fragen und Anregungen vorgebracht. 
 
Bürger/-innen:   Wie ist der zeitliche Ablauf geplant? 
 
Antwort Verwaltung:  bis Frühsommer 2017 Bebauungsplanverfahren 
 

Antwort Vorhabenträger: - Juni/ Juli 2017 Fertigstellung des 1.Bauabschnitts geplant, direkt im 
      Anschluss könnte mit dem 2. Bauabschnitt begonnen werden, steht  
      jedoch in Abhängigkeit vom Bebauungsplanverfahren und der   
      Baugenehmigung 

    - Gehölzrodungen sind im Winter 2016/2017 geplant   

    - ca. 1 1/4tel Jahr Bauzeit, gleichzeitig Krankenhausumbau   

    - eventuelle Fertigstellung Ende 2018  

 
 

Bürger/-innen:   Warum werden die Abstandsflächen bei dem neu dazu erworbenen  

    Grundstück mit dem Faktor 0,4 x die Wandhöhe anstatt mit dem Faktor  

    0,6 wie im Rahmenplan angesetzt? 

Antwort Verwaltung:  Das Grundstück war nicht Bestandteil des Rahmenplans. 

 
 

Bürger/-innen:   Die Wohnungsanzahl wird kritisiert und der damit entstehende  
    Verkehr. Es würden bis zu 100 Wohnungen geplant, obwohl der damalige  

    Rahmenplan nur 50 vorgesehen hat. 

Antwort Verwaltung:  Der Rahmenplan hatte die Nachnutzung des Krankenhausgebäudes nicht  
    zum Inhalt. Ferner beinhaltete die Rahmenplanung nicht die durch den  
    Vorhabenträger sowohl im 1. als auch 2. Bauabschnitt dazu erworbenen  
    Flächen. 
 
 

Bürger/-innen:   Durch die geplante Wohnungsanzahl entsteht zu viel Verkehr. Die Stell- 

    plätze im Maienweg werden zugeparkt. Zum Thema Einrichten von   

    Anwohnerparkplätzen im Maienweg gibt es Befürwortungen als auch  

    Entgegnungen.  

Verwaltung:   Der durch die geplanten Wohnungen entstehende Verkehr wird für  

    verträglich gehalten.  



                                                                                                                 

    Es wird auf die ehemals hohe Verkehrsbelastung beim Krankenhaus- 

    betrieb hingewiesen. Es besteht ein Überhang gegenüber den nach   

    Landesbauordnung notwendigen, nachzuweisenden Stellplätzen. 

 

Bürger/-innen:   Die Höhenentwicklung von der Harthauser Straße aus wird hinterfragt und  

    befürchtet, dass die Neubebauung, insbesondere der hinterliegende  

    Baukörper (G) optisch "herausstechen" wird. Die Gebäude seien zu  

    kubushaft und es wird gebeten, gefälligere Bauweisen zu überlegen. 

Verwaltung:   Der Baukörper G (mit Einliegerwohnung) tritt gegenüber Harthauser Str.33  

    optisch 3-geschossig mit einem zurückversetzten Staffelgeschoss in   

    Erscheinung. Zwischen dem geplanten Gebäude und den bestehenden  

    Häusern an der Harthauser Straße liegen große Abstände. 

Vorhabenträger:  Die Höhe an der Nord-Ost-Ecke des Gebäudes beträgt ca. 9m.  

    Das Staffelgeschoss ist zurückgesetzt. Das Untergeschoss ist kein   

    Vollgeschoss nach Landesbauordnung und tritt Richtung Nord-Ost wegen  

    der bestehenden Geländesituation aus dem Erdreich. 

 

Bürger/-innen:   Im Modell besteht eine Unstimmigkeit. Das Gebäude Harthauser Straße 35 

    ist entgegen den Vorhaben- und Erschließungsplänen genauso hoch wie  

    das neue Gebäude auf dem Grundstücksteil Nord-Ost. 

Verwaltung/    Die Höhenangaben werden überprüft. 

Vorhabenträger:  Das Gebäude Maienweg 10 ist in den Vorhabenplänen zum Aufstellungs- 

    beschluss zu niedrig gezeichnet. Die Lage der Erdgeschossfußbodenhöhe  

    wird aktuell aufgemessen. 

 

Bürger/-innen:    Der Übergang zur östlichen Bebauung, Maienweg 10 wird beanstandet  

    und an die Kritik aus dem Gutachterverfahren erinnert. 

Vorhabenträger:  Die Gebäudehöhe wurde gegenüber dem Gutachterverfahren verringert  

    und zum Maienweg 10 hin abgestaffelt. Der östliche Gebäudeteil ist  

    nach Norden versetzt. 

 

i.A. A. Rezek 
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